
Beschreibung der Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder 

1.	 Rechtsgrundlage der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder

§ 8 Abs. 4) und Abs. 5) der Satzung der haben folgenden Wortlaut: 

4) Die Gesellschaft gewährt den Aufsichtsratsmitgliedern jeweils 

eine jährliche Vergütung. Diese wird – erstmals für das Geschäfts­

jahr 2007 – festgesetzt auf 50.000 € für den Vorsitzenden, 37.500 € 

für den stellvertretenden Vorsitzenden sowie je 25.000 € für die wei­

teren Aufsichtsratsmitglieder. Scheiden Mitglieder des Aufsichts­

rates im Laufe eines Geschäftsjahres aus dem Aufsichtsrat aus, 

erhalten sie die Vergütung zeitanteilig.

5) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die baren 

Auslagen. Die Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstat­

tet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrates berechtigt sind, die 

Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu stellen, und dieses Recht 

auszuüben.

2.	� Darstellung des Vergütungssystems der 

Aufsichtsratsmitglieder

Das hinter der Regelung des § 8 Abs. 4) und Abs. 5) der Satzung ste­

hende Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats der 

Deutsche Euroshop AG wird im Folgenden nach Maßgabe der §§113 

Abs. 3, 87a Abs. 1 Satz 2 AktG dargestellt.

2.1.	 Inhaltliche Ausgestaltung

Das Vergütungssystem ist einfach, klar und verständlich ausgestal­

tet. Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten die in der Satzung fest­

gelegte Festvergütung. Der Aufsichtsratsvorsitzende erhält das 

Doppelte, sein Stellvertreter das Eineinhalbfache dieser Vergütung. 

Für die Mitgliedschaft in Ausschüssen wird keine zusätzliche Ver­

gütung gewährt. 

Der Aufsichtsrat ist anders als der Vorstand nicht operativ tätig und 

trifft keine Entscheidungen zur Geschäftsstrategie. Vielmehr leistet 

der Aufsichtsrat durch seine Überwachungstätigkeit einen Beitrag 

zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft (§ 87a Abs. 1 Satz 2 

Nr. 2 AktG). 

Die Gewährung einer reinen Festvergütung ohne variable Bestand­

teile hat sich bewährt und entspricht der gängigen Praxis in anderen 

börsennotierten Gesellschaften. Eine ausschließliche Festvergütung 

für die Mitglieder des Aufsichtsrats ist am besten geeignet, der 

unabhängig vom Unternehmenserfolg zu erfüllenden Kontrollfunk­

tion des Aufsichtsrats Rechnung zu tragen. Der Aufsichtsrat kann 

mit einer solchen Vergütungssystematik seine Entscheidungen zum 

Wohle der Gesellschaft und damit ausgerichtet an der langfristigen 

Geschäftsstrategie und an der nachhaltigen Entwicklung der Gesell­

schaft treffen, ohne dabei anderweitige Motive zu verfolgen, wel­

che gegebenenfalls aus einer erfolgsorientierten Vergütung abgelei­

tet werden könnten. Die Vergütung des Aufsichtsrats enthält daher 

keine variablen Vergütungsbestandteile (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nrn. 3, 

4 und 6 AktG) und auch keine aktienbasierten Bestandteile (§ 87a 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 AktG).

Die Vergütung ist gemäß § 8 Abs. 4) der Satzung jeweils zum Ablauf 

des Geschäftsjahres zahlbar. Es bestehen keine Aufschubzeiten für 

die Auszahlung von Vergütungsbestandteilen (§ 87a Abs. 1 Satz 2 

Nr. 5 AktG).

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist abschließend in der 

Satzung geregelt; Nebenvereinbarungen bestehen nicht. Die Ver­

gütung ist an die Dauer der Bestellung gekoppelt. Zusagen von Ent­

lassungsentschädigungen, Ruhegehalts- und Vorruhestandsrege­

lungen bestehen nicht (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG).

2.2	 Verfahren zur Überprüfung der Vergütung

Der Aufsichtsrat prüft bislang in unregelmäßigen Abständen die 

Angemessenheit der Struktur und Höhe seiner Vergütung. Hierzu 

wertet der Aufsichtsrat die Aufsichtsratsvergütung bei ande­

ren vergleichbaren Unternehmen aus und vergleicht diese mit der 

Vergütung des Aufsichtsrats der Gesellschaft. Auf der Basis die­

ser Analyse überprüft der Aufsichtsrat die Angemessenheit seiner 

Vergütung.

Aufgrund der Änderung des Aktiengesetzes durch das Gesetz zur 

Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 

12. Dezember 2019, welches eine regelmäßige Billigung des Ver­

gütungssystems durch die Hauptversammlung spätestens alle vier 

Jahre vorsieht, wird der Aufsichtsrat künftig seinerseits in Vorbe­

reitung dieser Beschlussfassungen eine dahingehende Analyse 

seiner Vergütung ebenfalls spätestens alle vier Jahre vornehmen. 

Sofern Anlass besteht, das Vergütungssystem für den Aufsichtsrat 

zu ändern, werden Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversamm­

lung in diesem Zusammenhang einen entsprechenden Beschluss­

vorschlag vorlegen.
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